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Vorschläge der Kommission zur EU-Förderung ab dem Jahr 
2021: SSG appelliert an Bund und Freistaat, Spielräume zur Ver-
fahrensvereinfachung zu nutzen 
 
Die geplante Kürzung der EU-Fördermittel um rund ein Fünftel wird 
zu spürbaren Einschnitten bei der EU-Förderung in den sächsischen 
Städten und Gemeinden führen. Erfreulich ist jedoch, dass auch wei-
terhin alle Regionen der EU von der EFRE-Förderung profitieren sol-
len. „Damit wird eine wichtige Verbandsposition erfüllt.“, resümiert 
Mischa Woitscheck, Geschäftsführer des Sächsischen Städte- und 
Gemeindetages.  
 
„Hier dürfen wir aber nicht stehen bleiben. Es ist wichtig, dass nun 
Bund und Freistaat Sachsen ihrer Verantwortung gerecht werden 
und die Förderbedarfe der Städte und Gemeinden angemessen be-
rücksichtigen sowie für stark vereinfachte Förderverfahren sorgen.“, 
so Woitscheck.  
 
Derzeit stehen Verwaltungs- und Kontrollaufwand bei den EU-
Fördermitteln in einem sehr schlechten Verhältnis. Für jeden Förder-
Euro entstehen bis ca. 30 Cent Umsetzungskosten. „Hier müssen wir 
gerade auch vor dem Hintergrund des stark zurückgehenden För-
dermittelvolumens ansetzen und die Spielräume der EU nutzen. Da-
zu zählen vereinfachte Abrechnungsformen, die Auszahlung von 
Pauschalen, Einheitskosten und kostenunabhängige Nachweise, 
dass die Projektziele erreicht wurden. Damit können die zurückge-
henden Fördergelder etwas abgefedert und aufgefangen werden.“, 
schlägt Woitscheck vor. 
 
In Deutschland müssen zukünftig mindestens 60 % der EFRE-Mittel 
für die Förderpriorität „innovative und intelligente Wirtschaftstrans-
formation“ eingesetzt werden, mindestens 25 % für Maßnahmen des 
Umweltschutzes und der Klimaanpassung. Für territoriale Instrumen-
te im Sinne der nachhaltigen Stadtentwicklung sind mindestens 6 % 
der Mittel zu reservieren. „Insbesondere der Vorschlag, die territoria-
len Instrumente auszubauen, zeigt, dass auf EU-Ebene angekom-
men ist, dass die komplexen Problemlagen in Quartieren, Städten 
und Regionen am besten mit integrierten Fördermöglichkeiten ange-
gangen werden können.“, ergänzt Woitscheck.   
 



 

Der SSG fordert daher Bund und Freistaat auf, in Abstimmung mit 
der kommunalen Seite für einen unbürokratischen Abfluss der EU-
Mittel zu sorgen. 
 
Hintergrund 
 
Die Europäischen Strukturfonds dienen dazu, regionale wirtschaftli-
che und soziale Unterschiede zwischen den Regionen der EU aus-
zugleichen. Sachsen erhält in der derzeit laufenden Förderperiode 
(2014-2020) rund 2,8 Milliarden Euro, davon rund 2,1 Milliarden Euro 
aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und 
rund 663 Millionen Euro aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF).  
 
Ende Mai bis Mitte Juni 2018 veröffentlicht die EU-Kommission für 
alle EU-Programme Vorschläge für neue Verordnungsvorschläge. Im 
Anschluss positionieren sich das EU-Parlament und der Rat der Eu-
ropäischen Union dazu. Ziel ist es, frühzeitig eine Einigung zwischen 
den drei Institutionen zu den Vorschlägen zu erreichen, damit die 
neue Förderperiode ab 2021 ohne Verzögerungen starten kann.  
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Kurzdarstellung Sächsischer Städte- und Gemeindetag e. V. 
 
Der Sächsische Städte- und Gemeindetag (SSG) ist der kommunale Spitzenverband der Städte 
und Gemeinden des Freistaates Sachsen mit 416 Mitgliedern.  
 
Der SSG fördert die Rechte und Interessen der Städte und Gemeinden und vertritt sie gegen-
über der Landesregierung, dem Landtag sowie zahlreichen anderen Landesorganisationen. Der 
Verband berät seine Mitglieder, vermittelt ihnen Informationen und pflegt deren Erfahrungs-
austausch.  
 


